
Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den

23. Februar 2005

.Referat: 1 an den AStA: an das Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis X zur Kenntnis

3
X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

□  zur Beschlussfassung
□  keine Beteiligung

Betreff: Einstellung Sascha Decristan

Beschlussvorschlaa:

Herr Sascha Decristan wird m it Wirkung ab dem 1. März 2005 
befristet bis zu einer Neuwahl eines Öffentlichkeitsreferenten des 
AStA der TU Darmstadt als Referent fü r politische Bildung, sowie 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit m it einer vollen 
Aufwandsentschädigung von 510,- Euro eingestellt.

Beschluss des AStA vom 24.02.2005: Der Vorlage wird zugestimmt. 
Beschluss des StuPa vom 27.04.2005: - / -

Begründung:

Durch den Rücktritt des Referenten für Öffentlichkeitsarbeit, Holger Siche, ist dieser 
Bereich des AStA derzeit ohne festen Ansprechpartner. Insbesondere vor dem 
Hintergrund der anstehenden entscheidenden Hochschulwahlen und der durch das Urteil 
des BVG ausgelösten akuten Diskussion über allgemeine Studiengebühren, ist dies nicht 
vertretbar. Daher soll Herr Decristan beauftragt werden, diese Tätigkeiten bis zur Wahl 
eines neuen Referenten zu übernehmen.



Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

Darmstadt, den

Ü P r  * B E S C H L U S S V O R L A G E 23. Februar 2005

Referat: 1 an den AStA: an das Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis □  zur Kenntnis

4 X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

Betreff: Abwicklung Fahrtkosten Demonstration gegen Fremden­
feindlichkeit (Mannheims

Beschlussvorschlaa:

Der beleglosen Buchung des Vorgang 11196 vom 29.11.2004 
wird zugestimmt.

Beschluss des AStA vom 24.02.2005: Der Vorlage wird zugestimmt 
Beschluss des StuPa vom 27.04.2005: - steht aus -

Begründung:

Am 29. November 2004 fand in Mannheim eine Demonstration gegen 
Fremdenfeindlichkeit statt, an der der Verein kamerunischer Studierender mit einer 
größeren Anzahl von Personen teilgenommen hat. Für die Veranstaltung war im Vorfeld 
eine Unterstützung in Form von Fahrtkostenübernahme sowie der Übernahme von 
Demokosten gestellt worden. Dem Antrag wurde vom AStA in der Sitzung vom 4. 
November 2004 stattgegeben.

Die Teilnehmer wurden von der AStA-Referentin Bianca Hildenbrand begleitet, die bereits 
vor Fahrtantritt der Gruppe nach Weinheim gefahren war, um dort die entsprechenden 
Fahrtberechtigungen in Form von Fünfer-Gruppenkarten (insgesamt 12 Tickets zu 12,50 
Euro) für den VRN am Automaten zu erwerben. Zu diesem Zweck wurde Frau 
Hildenbrand im Vorfeld der Fahrt vom AStA-Referenten Felix Weidner die Summe von 
150 Euro in Bar ausgehändigt. Da die Tickets im Sinne einer vereinfachten Rückfahrt im 
Verlauf der Demonstration an die Teilnehmer aus Darmstadt ausgegeben und im 
Nachlauf nicht wie gefordert zurückgegeben wurden, sind für die entstandenen 
Fahrtkosten keine Belege mehr vorhanden.

Das Problem ist nun bekannt und wurde bereits bei der Demonstration gegen allgemeine 
Studiengebühren am 3. Februar 2005 durch den Kauf der Fahrkarten am Schalter und 
der Abrechnung über die EC-Kartenbelege umgangen. Zudem steht in Aussicht, dass der 
RMV sein Übergangstarifgebiet ab dem Frühjahr 2006 bis nach Mannheim/Heidelberg 
ausdehnt.

Die Gremien werden daher im Zustimmung für die beschriebene Vorgehensweise
gebeten.



C H l Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den 

13. April 2005

Referat: I an den AStA: an das Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis □  zur Kenntnis

5
X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

Betreff: Arbeit des Ausländerreferats

Beschlussvorschlaa:

Der AStA wird beauftragt in diesem Jahr für die Einberufung und 
Durchführung einer Ausländerlnnen-Vollversammlung zu sorgen, 
um eine akzeptable Legitimierung der neuen 
Ausländerreferenten sicherzustellen.

Sollte diese Maßnahme nicht zu einer Verstetigung der Arbeit 
des Ausländerinnenreferats führen, wird der AStA m it der 
Vorbereitung alternativer Einbindungsformen jenseits der 
Autonomie des Referats beauftragt.

Dem AStA wird fü r diesen Fall die Kürzung der Bezüge der 
Ausländerinnenreferenten freigestellt.

Beschluss des AStA vom 13.04.2005: Der Vorlage wird zugestimmt. 
Beschluss des StuPa vom 27.04.2005: - steht aus -

Begründung:

Die Arbeit des autonomen Ausländerinnenreferats hat in den vergangenen Jahren 
kontinuierlich abgenommen und inzwischen ein absolut unbefriedigendes Maß erreicht. 
Die dem Referat ursprünglich zugedachten Aufgaben, speziell die aktive Vertretung der 
Interessen ausländischer Studierender, wird nicht mehr wahrgenommen. Diese Aufgabe 
wird inzwischen weitestgehend vom Referat II (Soziales) im Rahmen der Sozialberatung 
mitübernommen.

Die von der jährlich einberufenen Ausländerinnenvollversammlung gewählten Referenten 
müssen vom AStA aufgrund der Autonomie als Referenten eingestellt werden. Dabei ist 
festzustellen, dass die eigenständige Organisation der Vollversammlung in den letzten 
Jahren nicht funktioniert hat und durch mangelnde Öffentlichkeitsarbeit kein 
ausreichender Bekanntheitsgrad der Versammlung gegeben war. So wurden i.d.R. die 
Personen gewählt, die den größten Bekanntenkreis zu der Versammlung mitbrachten. 
Kontrollen, ob die wählenden Personen überhaupt an der TÜD immatrikuliert waren, 
fanden nicht statt.

Seite 1 von 2
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Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den 

13. April 2005

Referat: I an den AStA: an das Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis □  zur Kenntnis

6
X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

Betreff: Kooperation AStA/CarSharina

Beschlussvorschlaa:

Der geplanten Kooperation zwischen der Studierendenschaft und 
der Firma book-and-drive CarSharing im Rahmen des 
Busverleihs wird zugestimmt.

Beschluss des AStA vom 13.04.2005: Der Vorlage wird zugestimmt. 
Beschluss des StuPa vom 27.04.2005: - steht aus -

Begründung:

Vorstellung und Begründung erfolgt in der Sitzung.
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Um diesem mittlweile offensichtlichen Missbrauch des autonomen Status der Referats 
entgegenzuwirken soll zunächst die Organisation einer Ausländerinnenvollversammlung 
durch den AStA erfolgen. Wenn auch dies zu keiner Verbesserung der Situation führt, 
sollte eine Statusänderung des Referats dringend in Erwägung gezogen werden.



Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den

23. Februar 2005

Referat: 1 an den AStA: an das Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis □  zur Kenntnis

4
X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

Betreff: Abwicklung Fahrtkosten Demonstration gegen Fremden­
feindlichkeit (Mannheim)

Beschlussvorschlaq:

Der beleglosen Buchung des Vorgang 11196 vom 29.11.2004 
wird zugestimmt.

Beschluss des AStA vom 24.02.2005: Der Vorlage wird zugestimmt 
Beschluss des StuPa vom 27.04.2005: - steht aus -

Begründung:

Am 29. November 2004 fand in Mannheim eine Demonstration gegen 
Fremdenfeindlichkeit statt, an der der Verein kamerunischer Studierender mit einer 
größeren Anzahl von Personen teilgenommen hat. Für die Veranstaltung war im Vorfeld 
eine Unterstützung in Form von Fahrtkostenübernahme sowie der Übernahme von 
Demokosten gestellt worden. Dem Antrag wurde vom AStA in der Sitzung vom 4. 
November 2004 stattgegeben.

Die Teilnehmer wurden von der AStA-Referentin Bianca Hildenbrand begleitet, die bereits 
vor Fahrtantritt der Gruppe nach Weinheim gefahren war, um dort die entsprechenden 
Fahrtberechtigungen in Form von Fünfer-Gruppenkarten (insgesamt 12 Tickets zu 12,50 
Euro) für den VRN am Automaten zu erwerben. Zu diesem Zweck wurde Frau 
Hildenbrand im Vorfeld der Fahrt vom AStA-Referenten Felix Weidner die Summe von 
150 Euro in Bar ausgehändigt. Da die Tickets im Sinne einer vereinfachten Rückfahrt im 
Verlauf der Demonstration an die Teilnehmer aus Darmstadt ausgegeben und im 
Nachlauf nicht wie gefordert zurückgegeben wurden, sind für die entstandenen 
Fahrtkosten keine Belege mehr vorhanden.

Das Problem ist nun bekannt und wurde bereits bei der Demonstration gegen allgemeine 
Studiengebühren am 3. Februar 2005 durch den Kauf der Fahrkarten am Schalter und 
der Abrechnung über die EC-Kartenbelege umgangen. Zudem steht in Aussicht, dass der 
RMV sein Übergangstarifgebiet ab dem Frühjahr 2006 bis nach Mannheim/Heidelberg 
ausdehnt.

Die Gremien werden daher im Zustimmung für die beschriebene Vorgehensweise
gebeten.



Um diesem mittlweile offensichtlichen Missbrauch des autonomen Status der Referats 
entgegenzuwirken soll zunächst die Organisation einer Ausländerinnenvollversammlung 
durch den AStA erfolgen. Wenn auch dies zu keiner Verbesserung der Situation führt, 
sollte eine Statusänderung des Referats dringend in Erwägung gezogen werden.
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Begründung zur Beschlussvorlaqe 6/2005

Das Angebot des Busverleih ist eine für Studierenden und den studentischen 
Hochschulgruppen gleichermaßen wichtige Serviceleistung des AStA. Die Beliebtheit 
des Angebots wird deutlich durch die hohe Auslastungsquote der Fahrzeuge, die 
teilweise über 60% liegt. Der Busverleih ist damit ein wesentlicher Träger der 
positiven Außendarstellung des AStA.

Gleichzeitig bringt das Angebot auch massive Probleme mit sich. Besonders 
gravierend ist der technisch schlechte Zustand der Fahrzeuge. Dieser ist größtenteils 
verursacht durch den wenig pfleglichen Umgang der Mieter mit den Fahrzeugen und 
einer hohen Dunkelziffer an Unfällen und Schäden, die keinem Verursacher 
zugeordnet werden können. Beeinträchtigt werden dadurch neben der Erscheinung 
der Fahrzeuge (und damit der Erscheinung des AStA in der Öffentlichkeit) auch die 
Nutzbarkeit, die Verfügbarkeit aufgrund von technischen Ausfällen und Reparaturen 
sowie der Kostendeckungsgrad der Fahrzeuge.

Derzeit steht der dringende Ersatz des VW-Bus an. Weiterhin müssen größere 
Reparaturen sowie das Neuaufbringen von Werbung am Sprinter vorgenommen 
werden, um das Fahrzeug für die restliche Vertragsdauer mit dem 
Werbeunternehmen (Sommer 2006) zu ertüchtigen. Da jedoch für die oben 
aufgeführten Probleme keine Lösungsansätze für das derzeit praktizierte System 
vorhanden sind, würde die Neuanschaffung bzw. Reparatur der Fahrzeuge nur 
temporär für Abhilfe sorgen. Ingesamt besteht bei einer Beibehaltung des System ein 
enormer Kapitalbedarf, da die erneute Akquisition von Werbefinanzierten 
Fahrzeugen vor der aktuellen wirtschaftlichen Gesamtsituation äußerst kritisch 
bewertet werden muss.

Vor diesem Hintergrund wurden mit der Firma book-and-drive CarSharing 
(www.book-n-drive.de) Gespräche über eine Kooperation geführt. Diese wurden 
unter der Prämisse geführt, dass bei einer kostenneutralen Lösung für AStA und 
Studierende die derzeitige Möglichkeit einer kurzfristigen und einmaligen Buchung 
auch ohne die Mitgliedschaft bei book-and-drive erhalten bleibt.

• ; .. ' • .. V.
Das vorläufige Verhandlungsergebnis sieht vor:

Book-and-drive stationiert zusätzlich zu den vorhandenen 10 Fahrzeugen an 7 
Standorten in Darmstadt mindestens ein weiteres Großraumfahrzeug mit 
ausbaubaren Bänken an der Araltankstelle in der Nieder-Ramstädter Straße. 
Kapazitätsanpassungen werden bei Bedarf flexibel vorgenommen 

- CarSharing bietet einen vergünstigten Uni-Tarif an, der durch einen 
niedrigeren Startpreis und einen verbesserten Unfallschutz auf die 
Bedürfnisse der Studierenden zugeschnitten wurde. Speziell interessant für 
Studierende ist zudem die Möglichkeit „Eine Karte viele Fahrer“, bei der 
mehrer Personen mit einem Vertrag mobil sein können (->WG-Vertrag). Die

«2̂1 C U'*- .

http://www.book-n-drive.de
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Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den

06. Juli 2005

Referat: I

Beschluss-Nr.:

an den AStA:

□  zur Kenntnis
>X zur Beschlussfassung
□  keine Beteiligung

an das
Studierendenparlament:

□  zur Kenntnis
X zur Beschlussfassung
□  keine Beteiligung

Betreff: Reisekosten

Beschlussvorschlaa:

Die Reisekostenordnung der Studierendenschaft der TU 
Darmstadt wird wie folgt verändert:

Absatz (3) wird wie folgt geändert:
Für Übernachtungen können bis zu 25 Euro pro Nacht auf 
Beschluss des Allgemeinen Studentenausschusses 
vergütet werden.

Zur Information Absatz 3 in der bisherigen Version:
Für Übernachtungen können bis zu 15 Euro pro Nacht auf 
Beschluss des Allgemeinen Studentenausschusses vergütet 
werden.

Beschluss des AStA vom 06.07.2005: - Der Vorlage wird zugestimmt. - 
Beschluss des StuPa vom 07.07.2005: - Der Vorlage wird zugestimmt.

ründung

Wie sich in deTr̂ ecsten zwei Jahren des Betriebs im 603qm gezeigt hat, sind die zur 
Kostendeckung nötigerh4dgUenmieten für viele Fachschaftsveranstaltungen eine zu hohe 
Belastung. Da aber durch dle^JAtversität keine alternativen Räumlichkeiten innerhalb des 
Universität für Fachschaftspartys""o.Ä: zur Verfügung gestellt werden und diese 
Konzentration auch für die Auslastung de5‘-€,Q3qm's eine wichtige Rolle spielt, muss hier 
eine Umfinanzierung erfolgen. Mit der Klarst&Hung, dass bei vom AStA genehmigten 
Fachschaftsveranstaltungen grundsätzlich die Flällerikosten übernommen werden, 
entsteht für die Fachschaften wieder ein größerer' Planungsspielraum bei der 
Organisation.



■gjjfc TU Darmstadt Hochschulstr. 1 64289 Darmstadt

Überprüfung der Erläuterungen zum Haushaltsplan 2004:

Ziffer 1: [Semesterticket & Härtfallbeiträge] Die Zweckbindung wurde eingehalten. 
Ziffer 2: [Förderung durch das AAA] Eine Förderung durch das Akademische 

Auslandsamt fand nicht statt. Die Zweckbindung entfällt.
Ziffer 3: [Kultur] Es gab keine Einnahmen. Die Zweckbindung entfällt.
Ziffer 4: [ISIC] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 5: [Druckerei] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 6: [KFZ-Verleih] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 7: [Schlosskeller] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 8: [Papierladen] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 9: Deckungsfähigkeit wird für die Titelgruppen 2.1, 2.3, 2.7, 2.11 und 2.15 in 

Anspruch genommen.

Gez. Felix Weidner 
AStA der TU Darmstadt 

Referent für Finanzen und Verkehr

AStA TU Darmstadt
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Hochschulstr. 1 
64289 Darmstadt Tel.: 0 6 1 5 1 /1 6 -2 1 1 7  

Fax: 0 6 1 5 1 /1 6 -6 0 2 6

Altes TU Hauptgebäude 
S1 0 3 /5 6

Büro Stadtmitte Büro Lichtwiese
'Glaskasten’
Mensa Lichtwiese 
Tel.: 0 6 1 5 1 /1 6 -3 2 1 7

Email
asta@asta.tu-darmstadt.de
www.asta.tu-darmstadt.de

Sparkasse Darmstadt 
AStA TU Darmstadt 
Kto.: 541 397 
BLZ: 508 501 50

mailto:asta@asta.tu-darmstadt.de
http://www.asta.tu-darmstadt.de
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Überprüfung der Erläuterungen zum Haushaltsplan 2004:

Ziffer 1: [Semesterticket & Härtfallbeiträge] Die Zweckbindung wurde eingehalten. 
Ziffer 2: [Förderung durch das AAA] Eine Förderung durch das Akademische 

Auslandsamt fand nicht statt. Die Zweckbindung entfällt.
Ziffer 3: [Kultur] Es gab keine Einnahmen. Die Zweckbindung entfällt.
Ziffer 4: [ISIC] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 5: [Druckerei] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 6: [KFZ-Verleih] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 7: [Schlosskeller] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 8: [Papierladen] Die Zweckbindung wurde eingehalten.
Ziffer 9: Deckungsfähigkeit wird für die Titelgruppen 2.1, 2.3, 2.7, 2.11 und 2.15 in

Anspruch genommen.

Gez. Felix Weidner 
AStA der TU Darmstadt 

Referent für Finanzen und Verkehr

AStA TU Darmstadt
Körperschaft des öffentlichen Rechts

Hochschulstr. 1 
64289 Darmstadt

Altes TU Hauptgebäude 
S1 Q3/56

Büro Stadtmitte Büro Lichtwiese
'Glaskasten'
Mensa Lichtwiese 
Tel.: 0 6 1 5 1 /1 6 -3 2 1 7

Email
asta@asta.tu-darmstadt.de 
www. asta.tu-darmstadt. de

Sparkasse Darmstadt 
AStA TU Darmstadt 
Kto.: 541 397

Tel.: 0 6 1 5 1 /1 6 -2 1 1 7  
Fax: 0 6 1 5 1 /1 6 -6 0 2 6

BLZ: 508 501 50

mailto:asta@asta.tu-darmstadt.de


Verwaltungshaushalt gewerblich

EINNAHMEN Abschluss 2004 Ansatz 2005 Ansatz 2006

3.1. Druckerei 18.301,02 - -
3.2. KFZ-Verleih 30.792,49 25.000 10.000
3.3.1. Schloßkeller 532.608,88 310.000 500.000
3.3.2. Stoeferle-Halle 651.886,44 600.000 650.000
3.4. Laden 67.827,85 60.000 60.000

SUMME Einnahmen 1.301.416,68 995.000 1.220.000

AUSGABEN
4.1 Druckerei 43.945,89 0
4.2. KFZ-Verleih 29.889,44 25.000 10.000
4.3.1. Schloßkeller 515.055,73 300.000 480.000
4.3.2. Stoeferle-Halle 655.640,14 600.000 610.000
4.4. Laden 80.429,08 50.000 55.000

ZWISCHENSUMME Ausgaben 1.324.960,28 975.000 1.155.000

4.5. Zuführung zum Vermögenshaushalt 10.000 65.000

ENDSUMME Ausgaben 1.324.960,28 985.000 1.220.000

Vermögenshaushalt

EINNAHMEN
5.1. Zuführung aus dem Verwaltungshaushalt
5.2. Zuführungen aus den gew. Referaten

5.3. Abschreibungen der gew. Referate
5.4. Zuführung aus den Rücklagen

Ansatz 2005
2.762

10.000
0

Ansatz 2006
0

65.000
10.000 

0

SUMME Einnahmen 12.762 75.000

AUSGABEN
6.1 Zuführung an den Verwaltungshaushalt 5.532
6.2 Bereitstellungen
6.2.1. Stoeferle-Halle 0 0
6.2.2. Investitionen 0 2.800
6.3. Wertverlust des Sachkapitals 10.000 10.000
6.4. Abfluß in die Rücklagen 12 56.668

SUMME Ausgaben 10.012 75.000
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3.1. Druckerei 18.301,02 - -

3.2. KFZ-Verleih 30.792,49 25.000 10.000

3.3.1. Schloßkeller 532.608,88 310.000 500.000

3.3.2. Stoeferle-Halle 651.886,44 600.000 650.000

3.4. Laden 67.827,85 60.000 60.000

SUMME Einnahmen 1.301.416,68 995.000 1.220.000

AUSGABEN
4.1 Druckerei 43.945,89 0

4.2. KFZ-Verleih 29.889,44 25.000 10.000

4.3.1. Schloßkeller 515.055,73 300.000 480.000
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4.4. Laden 80.429,08 50.000 55.000

ZWISCHENSUMME Ausgaben 1.324.960,28 975.000 1.155.000

4.5. Zuführung zum Vermögenshaushalt 10.000 65.000

ENDSUMME Ausgaben 1.324.960,28 985.000 1.220.000

Vermögenshaushalt

EINNAHMEN
5.1. Zuführung aus dem Verwaltungshaushalt
5.2. Zuführungen aus den gew. Referaten

5.3. Abschreibungen der gew. Referate
5.4. Zuführung aus den Rücklagen
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10.000
0
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6.2 Bereitstellungen
6.2.1. Stoeferle-Halle 0 0
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6.3. Wertverlust des Sachkapitals 10.000 10.000

6.4. Abfluß in die Rücklagen 12 56.668

SUMME Ausgaben 10.012 75.000



Studierendenschaft der 
Technischen Universität Darmstadt

B E S C H L U S S V O R L A G E

Darmstadt, den

06. Juli 2005

an das
Referat: 1 an den AStA: Studierendenparlament:

Beschluss-Nr.: □  zur Kenntnis □  zur Kenntnis
>X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiligung

X zur Beschlussfassung 
□  keine Beteiliquna

Betreff: Reisekosten

Beschlussvorschlaa:

Die Reisekostenordnung der Studierendenschaft der TU 
Darmstadt wird wie folgt verändert:

Absatz (3) wird wie folgt geändert:
Für Übernachtungen können bis zu 25 Euro pro Nacht auf 
Beschluss des Allgemeinen Studentenausschusses 

, vergütet werden.

Zur Information Absatz 3 in der bisherigen Version:
Für Übernachtungen können bis zu 15 Euro pro Nacht auf 
Beschluss des Allgemeinen Studentenausschusses vergütet 
werden.

Beschluss des AStA vom 06.07.2005: - Der Vorlage wird zugestimmt. - 
Beschluss des StuPa vom 07.07.2005: - Der Vorlage wird zugestimmt.

Begründung:

Wie sich in den ersten zwei Jahren des Betriebs im 603qm gezeigt hat, sind die zur 
Kostendeckung nötigen Hallenmieten für viele Fachschaftsveranstaltungen eine zu hohe 
Belastung. Da aber durch die Universität keine alternativen Räumlichkeiten innerhalb des 
Universität für Fachschaftspartys o.Ä. zur Verfügung gestellt werden und diese 
Konzentration auch für die Auslastung des 603qm's eine wichtige Rolle- spielt, muss hier 
eine Umfinanzierung erfolgen. Mit der Klarstellung, dass bei vom AStA genehmigten 
Fachschaftsveranstaltungen' grundsätzlich die Hallenkosten übernommen werden, 
entsteht für die Fachschaften wieder ein größerer Planungsspielraum bei der 
Organisation.



Geschäftsordnung des Studentenparlaments der TUD

Teil I: Parlamentarierinnen und Parlamentarier

§1 Vertretung der Studierenden

Teil II: Präsidium und Sitzungsleitung

§2 Präsidium
§3 Sitzungsleitung
§4 Konstituierende Sitzung

Teil III: Sitzungsordnung

§5 Einberufung, Termine und Tagesordnung 
§6 Ablauf der Sitzung 
§7 Ablauf von Beratungen 
§8 Berichte
§9 Eingriffe der Sitzungsleitung 
§ 10 Persönliche Erklärungen

§12 Protokollfuhrung

Teil IV: Anträge und Haushaltsberatungen

§13 Sachanträge 
§14 Eilanträge 
§ 15 Resolutionen 
§ 16 Haushaltsberatungen 
§17 Geschäftsordnungsanträge

Teil V: Abstimmungen und Wahlen

§18 Arten und Regeln der Abstimmung 
§19 Mehrheiten und Wahl verfahren 
§20 Anfechtung von Beschlüssen und Wahlergebnissen 

| §21 Wahl des Allgemeinen Studenten-Ausschusses 
§22 Wahl der übrigen Ämter und Gremien 
§23 Wahltermine und Amtszeiten 
§24 Abwahlen

Teil VI: Ausschüsse und studentische Vertreterinnen

§25 Ausschüsse
| §26 Studentische Vertrete^ im Vorstand des Studentenwerks 

Teil VII: Schlußbestimmungen

Erstellt unter Mitwirkung von Jens Becker, Roland Dimbath, Peter Engemann, Uli Franke, Andreas Giese, Harald 
Hellweg-Mahrt, Ralf Höllmann, Holger Nawrath, Rolf Pogacar, Hannes Schmüser und Jörg Spitzlei.
Die Ordnung wurde einstimmig beschlossen am 13.12.95.
Geändert am 23.10.96.
Geändert am 18.06.02.
Geändert am 25.07.02.
Basierend auf dem Hessischen Hochschulgesetz vom 28.03.1995 (GVBL S. 293ff), §62-§72, und der Satzung der 
Studentenschaft der THD vom 08.02.1993, geändert zuletzt am 19.4.1994, gibt sich das Studierendenparlament der 
THD diese Geschäftsordnung.
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Teil I: Parlamentarierinnen und Parlamentarier
§1 Vertretung der Studierenden

| (1) Die Parlamentarierrepr^entieren die Studierenden der TU Darmstadt. Sie entscheiden nach eigenem Wissen und 
Gewissen.

| (2) Sie sind aufgefordert, sich an der Arbeit des Parlament^ zu beteiligen.

Teil II: Präsidium und Sitzungsleitung
§2 Präsidium

(1) Das Präsidium setzt sich aus der Präsidentin bzw. dem Präsidenten, aus der Vizepräsidentin bzw. dem 
Vizepräsidenten und zwei Schriftführe^ zusammen. Das Präsidium beschließt im Rahmen der Beschlüsse des
Stud^i^pnparlaments, der Satzung und der Geschäfeor^ung über die Ängelegenheiten des Studentenparlaments.
(2) Das Präsidium vertritt das Studentenpariament flach außen.
(3) Sitzungen des Präsidiums sind öffentlich und werden von der Präsidentin bzw. dem Präsidenten oder von d er 
Vizepräsidentin bzw. dem Vizepräsidenten einberufen und geleitet.
(4) Das Präsidium ist^eschlussfähig. wenn die Mehrhyt seiner Mitglieder anwesend ist. Die Beschlüsse werden mit 
einfacher Mehrheit der Mitglieder ̂ gefasst. Kommt die erforderliche Mehrheit für oder gegen einen B esch l uss nicht 
zustande, so entscheidet das Parlament.
(5) Die Geschäftsstelle des Präsidiums ist das Büro des AStA in der Stadtmitte. Anträge, Erklärungen und sonstige 
Unterlagen an das Präsidium sind der Geschäftsstelle zuzuleiten.

§3 Sitzungsleitung

(1) Der SitzungsVorstand setzt sich in der Regel aus der Präsidentin bzw. dem Präsidenten oder der Vizepräsidentin 
bzw. dem Vizepräsidenten sowie einem Schriftführer bzw. einer Schriftführerin zusammen.
(2) Die Sitzungsleitung obliegt der Präsidentin bzw. dem Präsidenten oder der Vizepräsidentin bzw. dem 
Vizepräsidenten. Die Sitzungsleitung hat die Arbeit des Parlamentes zu fördern, insbesondere die Verhandlungen 
gerecht und unparteiisch zu leiten und Ordnung im Saal zu wahren. Die Präsidentin bzw. der Präsident und die 
Vizepräsidentin bzw. der Vizepräsident wechseln sich sitzungsweise mit der Sitzungsleitung ab.
(3) Die Präsidentin bzw. der Präsident wird durch die Vizepräsidentin bzw. den Vizepräsidenten vertreten. Ist auch die 
yertretung verhindert, tritt an ihre Stelle das Mitglied des Parlaments, das ihm am längsten angehört und zur 
Übernahme der Vertretung bereit ist.
(4) Ist keiner oder keine der gewählten Schriftführer^ einer Sitzung des Parlamentes erschienen, so sucht die 
Sitzungsleitung eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter aus dem Kreis der anwesenden Parlamentarier Erkiärt 
sich niemand zur Schriftführung bereit, so findet die Sitzung nicht statt.

§4 Konstituierende Sitzung

(1) Nachdem die Wahlen rechtskräftig sind, wird das neu gewählte Parlament vom Präsidium des alten Parlaments so 
I bald wie möglich in der Vorlesungszeit des folgenden Wintersemesters zu seiner ersten Sitzung einberufen.

(2) Die Sitzungsleitung obliegt der alten (Vize-)Präsidentin bzw. dem alten (Vize-)Präsidenten. Auf der ersten Sitzung 
ist ein neues Präsidium zu wählen.

Teil III: Sitzungsordnung
§5 Einberufung, Termine und Tagesordnung

| (1) Zu den einmal monatlich in der Vorlesungszeit stattfmdenden Sitzungen lädt das Präsidium die Parlamentarier 
sowie die Mitglieder des Ältestenrats eine Woche vor der Sitzung auf dem Postweg ein. Für die Einhaltung der Frist gilt 
das Datum des Poststempels. Personen, die über Fächer im AStA oder über Hauspost regelmäßig erreichbar sind und 
nicht per Post eingeladen werden wollen, teilen dies dem Präsidium mit. Über Adres^lnderungen wird das Präsidium 
von der betreffenden Person informiert. Einzelne Parlamentarier können auf Wunsch über eMail ein geladen werden. 
AH.e_eribrderlichen Dokumente sind als Dateien anzuhängen. Ist das nicht möglich, muss die Einladung per Post 
erfolgen.
(2) Über den Termin der konstituierenden Sitzung und der ersten Sitzung im .Sommersemester soll das Präsidium die 
Gruppensprecherinnen möglichst früh, mindestens zwei Wochen vor dieser Sitzung informieren.
(3) Die Protokolle der letzten Sitzung werden den Einladungen beigelegt. Zusätzlich wirc^in Exemplar an den 
Präsidenten der TUD verteilt. Die Protokolle sind innerhalb einer Woche nach der Sitzung auf der Homepage des 
Süjidentenparlanients der Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Ist das aus technischen Gründen nicht möglich, wird das 
Protokoll durch Aushang am Schwarzen Brett des AStA öffentlich gemacht.
(4) Die Einladung wird^iuf der Internetseite des Studeiitenparlaments veröffentlicht. Ist das aus technischen Gninden 
nicht möglich, muss die Einladung durch Aushang am Schwarzen Brett des AStA öffentiieh gemacht werden.
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(5) Die Sitzungen sollen möglichst abwechselnd dienstags, mittwochs und donnerstags am Abend stattfmden. In der 
ersten Sitzung jedes Semesters werden die weiteren Sitzungstermine und Sitzungsorte dieses Semesters vom Präsidium 
bekannt gegeben.
(6) Die Tagesordnung wird vom Präsidium vorgeschlagen. Anträge zur Aufnahme eines Punktes in die Tagesordnung 
können schriftlich bis zum zehnten Werktag vor dem Sitzungstermin zusammen mit dem zur Diskussion benötigten 
Informationsmaterial in der Geschäftsstelle des Präsidiums eingereicht werden. Verspätet eingegangene Anträge kann 
das Präsidium berücksichtigen, falls die Verschickung der Unterlagen mit der Einladung noch möglich ist.
(7) Die Tagesordnung enthält mindestens die folgenden Punkte:
TOP 0^Feststellung der Tagesordnung
TOP l;,Genehmigung des Protokolls der letzten Sitzung .......  ......  ......... ...................................................
TOP 2^Mitteilungen des Präsidiums ................ ........................................................
TOP 3^Xnträge von Gästen ............. .................................................... ..........*...........--------........................
sowie die Punkte 'Anträge und Resojutlonen' und 'Berichte des A S t A s' a n h e l i p h i g p r ................ ............................"
(8) Tagesordnungspunkte außer den in Absatz (7) genannten können zu Beginn der Sitzung im TOP Ö mit einfacher 
Mehrheit von der Tagesordnung abgesetzt werden. Während der Sitzung kann die Tagesordnung mit einem 
Geschäftsordnungsantrag verändert werden. Wahlen und Abwahlen, die Festsetzung der Studenten^chaftsbeiträge, der 
S c h lu s s  über die Auflösung des Studentencnparlaments sowie ̂ rlass. Änderung und Aufhebungen von Ordnungen 
der Studentei^nschaftkönnennichtnachträglich in die Tagesordnung au genommen werden.

§6 Ablauf der Sitzung

(1) Zu Beginn jeder Sitzung tragen sich alle Parlamentariern die vom Präsidium vorbereitete Anwesenheitsliste ein.
Alle eingetragenen Parlamentarier erhalten eine S timmkarte, die zur Teilnahme an Abstimmungen berechtigt. .............'
(2) erlässt eine in die A n w esen h e it endgültig die Sitzung vor Sitzungsende, so hat sie sich
auszutragen und die Stimmkarte abzugeben. Es ist jederzeit möglich, sich wieder jn die Anwesenheitsliste einzutragen^ "
(3) Sobald sich mehr als die Hälfte der satzungsgemäßen Parlamentarier;eingetragen haben, ist die Sitzung ................
beschlussfähig und wird eröffnet. ....................................................  *............. ........ '
(4) Haben sich fünfzehn Minuten nach dem angesetzten Sitzungstermin weniger als die notwendige Anzahl der.......  '
Parlamentariereingetragen, so kann der Sitzungsvorstand entscheiden, ja ss  die Sitzung wegen Beschlus^infähigkeit
auf den nächsten geplanten Termin vertagt wird. Auf^eschluss des Präsidiums, aufVerlangen von sieben Mitgliedern ’ ̂  
des Parlaments und aufVerlangen des AStA kann die Sitzungauchvor diesem Termin emberufenwerden. \
(5) Nach ihrer Eröffiiung gilt die Sitzung solange als .beschlussfähig. bis in Folge des entsprechenden
Geschäftordnungsantrags die Beschlussfähigkeit festgestelit wurde..........  .........  ............... \
(6) Die Sitzung dauert von dem in der Einladung genannten Anfangszeitpunkt aus gezählt längstens vier Stunden’ Sie
dauert nicht länger als bis 22.30 Uhr. Das Parlament kann mit Zweidrittelmehrheit beschließen,.dass die Sitzung um 
eine bestimmte Dauer verlängert wird. Falls dies nichtgeschieht, wird die Sitzung abgebrochen. Die nicht behandejten 
Tagesordnungspunkte werden auf der nächsten Sitzung behandelt...........  ..........  .......  \
(7) Der Konsum von Alkohol und das Rauchen im Sitzungssaal und in seinen Türen sind zu unterlassen.

§7 Ablauf von Beratungen

(1) Die Sitzungsleitung eröffnet zu jedem Tagesordnungspunkt und zu jedem ordnungsgemäß eingebrachten Antrag die 
Beratung. Danach können sich alle Anwesenden zu dem behandelten Thema zu Wort melden.
(2) Wortmeldungen zur Sache erfolgen durch deutliches Heben einer Hand. Die Sitzungsleitung erteilt das Rederecht in 
der Reihenfolge der Wortmeldungen und hält diese Reihenfolge in einer Redeliste fest. Bei mehreren zeitgleich

I eingehenden Wortmeldungen soll die Sitzungsleitung die Reihenfolge so wählen,.dass Rednerinnen verschiedener 
Gruppen hintereinander sprechen.
(3) Die Sitzungsleitung kann mit Zustimmung der Rednerin oder des Redners kurze Zwischenfragen zum Verständnis 
der Ausführungen zulassen.
(4) Wenn sich die Sitzungsleitung selbst zu Wort melden will, so setzt sie sich dem Zeitpunkt ihrer Wortmeldung 
entsprechend auf die Redeliste und gibt dies dem Parlament bekannt.
(5) Anträge zur Geschäftsordnung werden durch das Heben beider Hände angezeigt. Geschäftsordnungsanträge werden 
sofort außerhalb der Redeliste behandelt, gegebenenfalls nach dem Ende des gerade gehaltenen Redebeitrags.
(6) Liegt keine Wortmeldung mehr vor, so schließt die Sitzungsleitung die Beratung. Danach wird gegebenenfalls sofort 
abgestimmt.

§8 Berichte
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(1) Das Parlament nimmt die Berichte der gewählten und eingestellten Referenten,des AStA, von studentischen 
Vertretern^sowie von Ausschüssen des Parlaments entgegen.
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(4) Die Berichte sollen eine Beschreibung aller über die Routine hinausgehenden Tätigkeiten im Berichtszeitraum
| umfassen. Vertiefende Artikel über diese Tätigkeiten, die in der Zeitung der Studierendenpchaft oder einer anderen 

Zeitschrift erschienen sind, sollen dem Parlament zur Kenntnis gegeben und zugänglich gemacht werden.
(5) Berichte können mündlich vorgetragen oder in schriftlicher Form verteilt werden. Wird ein Bericht mündlich

I vorgetragen, jnuss vor dem Bericht eine stichwortartige Kurzfassung in leserlicher Form zum Abdruck im Protokoll an 
das Präsidium gegeben werden. .......... ‘ "..................  ......

I (6) Im ^schju^s an den Bericht eröffnet die Sitzungsleitung dieBeratung über den Bericht.
(7) Bei einer Beratung über einen Bericht soll der berichtenden Person außerhalb der Reddiste die Möglichkeit gewährt 
werden, zu einem Redebeitrag Stellung zu nehmen.

§9 Eingriffe der Sitzungsleitung

| (1) Die Sitzungsleitung soll Rednerinnen und Redner, die vom Thema abweichen, zur Sache rufen.
(2) Die Redezeit ist unbegrenzt, wenn nichts anderes beschlossen wurde.

I (3) Parlamentarier die durch unangemessene Lautstärke, persönliche Beleidigungen oder auf andere Weise den Ablauf 
der Sitzung gravierend stören, oder die gegen Bestimmungen dieser Geschäftsordnung verstoßen, werden von der 
Sitzungsleitung zur Ordnung gerufen.
(4) Wird ein^arlamentarier bei einem Tagesordnungspunkt zweimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen, so entzieht 
4hm der Sitzungsvorstanddas W ortmrdieDauer derlaufendenBeratung.
(5) Wird ein Parlamentarier in derseiben Sitzung dreimal zur Sache oder zur Ordnung gerufen und war beim zweiten 
Mal auf die Folgen eines dritten Ordnungsrufes hingewiesen worden, so entzieht; ihm der Sitzungsvorstand das Wort’ Es 
soll für die gesamte Sitzung nicht mehr erteilt werden.

| (6) Bei weiteren gravierenden Störungen der Sitzung kann der SitzungsVorstand£inen Parlamentarier nach einer 
Entziehung des Wortes von der Sitzung ausschließen. Die betroffene Person hat den Sitzungsraum zu verlassen.
(7) Gäste werden nach dem in den Absätzen (3) bis (6) geschüderten Verfahren behandelt.
(8) Gegen diese Maßnahmen kann von der betroffenen Person beim Ältestenrat Einspruch eingelegt werden.
(9) Über Eingriffe der Sitzungsleitung findet im Rahmen der Beratung keine Aussprache statt.

§10 Persönliche Erklärungen

(1) Persönliche Erklärungen zu Ablauf und Inhalt einer Diskussion oder einer Entscheidung des Parlaments können am 
Ende eines Tagesordnungspunkts mündlich oder schriftlich abgegeben werden.

| (2) Auf Verlangen werden persönliche Erklärungen im Protokoll der Sitzung veröffentlicht. In diesem Fall jnuss die 
schriftliche Erklärung dem Präsidium spätestens am Tag nach der Sitzung vorliegen.
(3) Schriftliche Erklärungen können bei der Sitzung angekündigt und nachgereicht werden. Ein mündlicher Vortrag der 
Erklärung ist nicht notwendig.

§11 Ausschluss der Öffentlichkeit

(1) Ein Ausschluss der Öffentlichkeit ist nur möglich bei Angelegenheiten, deren Öffentlichkeit mit den Ansprüchen 
der Parlamentarier an den Daten- und Persönlichkeitsschutz oder mit den entsprechenden Gesetzen nicht vereinbar ist.
(2) Wird ein Sitzungsteil unter AnssciilussderÖffentlichkeitabgehalten. so dürfen nur Mitglieder des Parlaments und
des Ältestenrats sowie Personen, deren Teilnahme an der Beratung .unerlässlich ist, im Sitzungsraüm anwesend sein’......
(3) Alle Anwesenden haben über den unter Ausschluss der Öffentlichkeit verh an del ten sTtziingsfp.iT gegpniibpr n n  tt^n 
Stillschweigen zu bewahren.

§12 Protokollführung

(1) Von jeder Sitzung des Parlaments wird ein Ergebnisprotokoll angefertigt.
(2) Das Protokoll enthält

• die Namen der anwesenden Parlamentarier ggf. mit Uhrzeit der Austragung aus der Anwesenheitsliste
• die Namen der Mitglieder des Sitzungsvorstandes
• die Uhrzeit von Beginn und Ende der Sitzung
• die gefassten Beschlüsse und Abstimmungsergebnisse mit Uhrzeit
• die vorgetragenen Berichte
• schriftlich eingereichte persönliche Erklärungen von Mitgliedern des Parlaments

Teil IV: Anträge und Haushaltsberatungen
§13 Sachanträge

(1) Mit Sachanträgen wird das Parlament zu Entscheidungen über Angelegenheiten der Stufoerenden^chaft 
aufgefordert. Sachanträge, die sich auf den Vermögenshaushalt der Studierendgnschaft beziehen, sind Finanzanträge 
und werden unter dem Tagesordnungspunkt 'Finanzanträge' behandelt. Alle anderen Sachanträge werden unter dem 

| Punkt 'Anträge und Resolutionen1 oder unter einem eigenen Punkt behandelt.
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(2) Sachanträge können von jedem Mitglied des Parlaments, von im Parlament vertretenen Listen, von Organen der 
Studierendpnschaft oder von Gästen eingebracht werden.
(3) Em Sachantrag beginnt mit der Formel 'Das S tu 'den tpnpiÄ  oder einer sinngemäßen
Einleitung. Ihm wird eine möglichst knappe, sachliche Begründung angefügt, die gegebenenMs auch die finanzielien 
Auswirkungen beschreibt.
(4) Die Überprüfung der satzungsändemden Wirkung eines Sachantrags obliegt dem Präsidium.
(5) Sachanträge werden normalerweise in einer einzigen Lesung behandelt. In besonderen Fällen, insbesondere bei 
Anträgen für größere Satzungsänderungen, kann das Parlament auch die Durchführung von zwei Lesungen beschließen 
In diesem Fall wird entsprechend §16, Absatz (3) verfahren.
(6) Sachanträge sind schriftlich und in einer leserlichen Form spätestens zehn Werktage vor der Sitzung in der 
Geschäftsstelle des Präsidiums einzureichen. Sie werden mit der Einladung mitgeschickt. Verspätet eingegangene 
Anträge kann das Präsidium berücksichtigen, falls die Verschickung der Unterlagen mit der Einladung noch möglich

(7) Änderungsanträge zu einem behandelten Sachantrag sowie Sachanträge, die unmittelbar aus einem auf der 
Tagesordnung angekündigten Thema hervorgehen, können ohne Wahrung der Frist während des entsprechenden 
Tagesordnungspunkts gestellt werden. Sie sind schriftlich in leserlicher Form einzureichen, wobei die antragstellende

I Person oder Gruppe eindeutig erkennbar seinjynuss.DerReiche oder ein nicht wesentlich geänderter Sachantrag darf 
nicht zweimal während einer Sitzung gestellt werden. Der Sitzungsvorstand entscheidet über die Zui^sigkeit eines 
Antrags.

(8) Liegen zwei ähnliche Sachanträge vor, wird über den weitergehenden zuerst abgestimmt.

§14 Eilanträge

(1) In begründeten Fällen, in denen die rechtzeitige Verschickung eines Sachantrages nicht möglich war, kann unter 
dem Tagesordnungspunkt 'Anträge und Resolutionen' ein Eilantrag eingebracht werden, für den die Frist unter §13,
Absatz (6) nicht eingehalten werden ̂ u s s .perschriftjich zu stellende Eilantrag wird von den Antragsteller
vervielfältigt und zu Beginn der Sitzung an die Parlamentarier^verteilt’ Zusätzlich soTl er so früh wie möglich vor d e r.......
Sitzung an die Sprechei^aller im Parlament vertretenen Gruppen zur Kenntiiis gegeben werden! ......... ......................."
(2) Das Parlament entscheidet mit der einfachen Mehrheit seiner anwesenden Mitglieder .vor derüehandrung des............"
Antrags, ob es die Begründung für die Eüe akzeptiert. Bei Eilanträgen von Gästen soll dabei berücksichtigt werden,'

Gäste möglicherweise mit den Bestimmungen fur die Antragstellung nicht vertraut sind.
(3) Anträge zui;Satzung_oder Gcschällsordnung. Anträge puf Ahwahl einer vom Parlament gewählten Person und der "
Antrag £uf Auflösung des Studenteiiparlaments können nicht als Mantrag gestellt werden........... .....................................
(4) Ansonsten gelten die Bestimmungen für Sachanträge unter § 13 entsprechend.' " ............ .................................... '\

§15 Resolutionen

(1) Resolutionen sind Erklärungen der Studierendengchaft. die diese nicht selbst betreffen, sondern andere politische
Institutionen, zu deren Handeln das Studentenparlament Stellung nimmt und/oder andieesForderungenstejlt.Sie 
werden unter dem Punkt 'Anträge und Resolutionen' oder unter einem eigenen Punkt behandelt. ..........
(2) Eine Resolution soll v o n 4 ^ ^ tra g s te lle rTan betroffene Insti und/oder an die Öffentlichkeit weitergeleitet
werden. Das Parlament kann diese Aufgabe auch dem AStA oder dem Präsidium übertragen.......... ......... .. ............ ........"
(3) Ansonsten gelten alle Bestimmungen für Sachanträge unter §13 oder für Eilanträge unter §14 entsprechend.

§16 Haushaltsberatungen

| (1) Entwürfe für den Haushaltsplan der Studierendengchaft und Nachträge zum Haushaltsplan werden unter einem 
entsprechend benannten Tagesordnungspunkt behandelt.'§13,’ Absätze (1 jbis "(3 j lind (6) gelten entsprechend.............
(2) Nachträge zum Haushaltsplan können auch nach §14 wie Eilanträge behandelt werden.
(3) Der Haushaltsplan wird in zwei Lesungen verabschiedet. Am Ende der ersten Lesung beschließt das Parlament, 
welcher Antrag als Leitantrag in die zweite Lesung übernommen wird. In der zweiten Lesung behandelt es alle 
Änderungsanträge zum übernommenen Leitantrag und stimmt schließlich über den gesamten Haushalt ab.
(4) Bekommt der in der zweiten Lesung entstandene Haushaltsentwurf keine Mehrheit, wird das Verfahren der zweiten 
Lesung in einer weiteren Lesung wiederholt.

§17 Geschäftsordnungsanträge

(1) Geschäftsordnungsanträge sind Anträge zum Ablauf der Diskussion oder der Sitzung. Ein Antrag zur 
Geschäftsordnung gilt als gestellt, wenn er durch die Wortmeldung 'zur Geschäftsordnung' angezeigt und sein Inhalt 
deutlich zu vernehmen war. Eine Worterteilung ist dazu nicht notwendig.
(2) Ein Antrag zur Geschäftsordnung jnuss_ nicht begründet werden. Eine dennoch vorgetragene Begründung erfolgt 
mündlich. Sie ist möglichst knapp und sachlich zu halten.'Redner, diesichzur Geschäftsordnungmelden undzueinem 
anderen Thema reden, sind von der Sitzungsleitung konsequent zur Sache zu rufen.

| (3) Über Geschäftsordnungsanträge^uss sofort abgestimmt werden, nachdem je ein Mitglied des Parlaments für und 
gegen den Antrag gesprochen hat. Wird keine formale oder begründete Gegenrede gehalten, so gilt der Antrag ohne 
Abstimmung als angenommen.
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(4) Wird vor der Abstimmung über einen Geschäftsordnungsantrag ein weiterer Geschäftsordnungsantrag gestellt so 
wird zunächst der weitergehende und ggf. der weniger weit gehende Antrag behandelt und abgestimmt. Beeinflussen

I slch die Anträge glicht gegenseitig, entscheidet die Sitzungsleitungüber die Reihenfolge.
(5) Die folgende Liste führt die möglichen Geschäftsordnungsanträge mit absteigender Priorität auf:.........  .............

{Gelöscht: sich

Vertagung der Sitzung
Der Antrag kann jederzeit gestellt werden. Wird er angenommen, wird die Sitzung sofort abgebrochen. Die 
nicht behandelten Tagesordnungspunkte werden auf der nächsten Sitzung behandelt.
Feststellung derJBeschlussfähigkeit

Der Antrag kann jederzeit gestellt undjnuss'nicht abgestimmt werden  ̂Wird "der Antrag gesteift,"ruft die.......
Sitzungsleitung alle anwesenden Parlamentarier einzeln auf. Ais anwesend gilfwerdurchZuruf oder.........
Handzeichen zu erkennen gibt,.dass sie oder er weiterhin an der Sitzung teilnehmen möchte' A lle................
Parlamentarier; die sichnicht ^wesendmeldenund indie Anwesenheitsliste eingetragen sind, werden von der 
Sitzungsleitung aus der Anwesenheitsliste ̂ g e trag en  und sollen ihre Stimmkarte abgeben. Falls sich weniger* 
als die Hälfte der Mitglieder des Parlaments anwesend meiden, wird die Sitzung sofort abgebrochen. Die nicht 
behandelten Tagesordnungspunkte werden auf der nächsten Sitzung behandelt.
Sitzungspause
Der Antrag kann jederzeit gestellt werden. Wird er angenommen, legt die Sitzungsleitung in Absprache mit 
d^:.^ntragsteller;eine dem Zweck der Pause angemessene Dauer der Pause fest. Danach wird die Sitzung 
unterbrochen und nach der festgeiegten Zeitspanne fortgesetzt.
Nichtbefassung eines Tagesordnungspunktes oder eines Sachantrags
Der Antrag kann zu Beginn eines Tagesordnungspunktes oder vor einer Beratung gestellt werden. Wird er 
angenommen, findet über den bevorstehenden Tagesordnungspunkt oder Sachantrag keine Beratung und keine 
Abstimmung statt. Der nicht^lef^ge Tagesordnungspuiikt oder Sachantrag wird bei der nächsten Sitzung 
nicht automatisch wieder auf die Tagesordnung gesetzt.
Schluss der Beratung

^Gelöscht: Beschlußfähigkeit 
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Der Antrag kann jederzeit während einer Beratung gestellt werden. Wird er angenommen, wird die Beratung 
ohne weitere Redebeiträge geschlossen und gegebenenfalls über die Angelegenheit abgestimmt.
S chluss der Redeliste
Der Antrag kann jederzeit während einer Beratung gesteht werden. Wird er angenommen, werden alle 
vorhandenen Wortmeldungen auf die Redeliste gesetzt und die Redeliste geschlossen. Ab diesem Zeitpunkt 
sind vor dem Ende der Beratung keine weiteren Wortmeldungen zur Sache mehr möglich.
Vertagung des Tagesordnungspunktes
Der Antrag kann jederzeit während der Behandlung eines Tagesordnungspunktes gestellt werden. Wird er 
angenommen, wird der gerade behandelte Tagesordnungspunkt sofort ohne Abstimmung beendet. Er wird auf 
der nächsten Sitzung fortgefuhrt.
Änderung der Tagesordnung
Der Antrag kann jederzeit gestellt werden. Die bei der Antragstellung vorzutragenden Änderungen können 
Veränderungen der Reihenfolge in der bestehenden Tagesordnung, das Hinzufugen eines neuen Punktes oder 
die Streichung eines Punktes sein. Der Antrag wird mit einer Zweidrittel-Mehrheit angenommen.
Rückholung eines Tagesordnungspunktes
Der Antrag kann jederzeit außerhalb einer Beratung gestellt werden. Die Notwendigkeit der Rückholung ist 
dabei plausibel zu begründen. Wird der Antrag mit einer Zweidrittel-Mehrheit angenommen, wird die 
Beratung über einen bei dieser Sitzung bereits behandelten Tagesordnungspunkt oder Antrag wieder eröffnet 
und gegebenenfalls nochmals abgestimmt.

Der Antrag kann jederzeit gestellt werden, sofern die Voraussetzungen von § 11, Absatz (1) zutreffen. Wird er 
angenommen, gelten die Regeln für den ̂ Ausschluss der Öffentlichkeit nach § 11 Absätze (2) und (3). Wenn 
die Voraussetzungen des Antrags entfallen, wird die Öffentlichkeit der Sitzungen wieder hergestellt. ..........
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Teil V: Abstimmungen und Wahlen
§18 Arten und Regeln der Abstimmung

(!) Die Abstimmung erfolgt nach^hluss der Beratimg. p ie  Sitzungsleto stellt den zur Abstimmung stehenden { Gelöscht: Schluß

Antrag in seiner endgültigen F assung fest. Auf Verlangen von mindestens sieben Parlamentariern, kann die ................  -
J3eschlusstassung in genau anzugebenden Abschnitten erfolgen. .................................... .......... I Gelöscht: 11111611
(2) Offene Abstimmungen erfolgen durch Hochhheben der Stimmkarten. Jede und jeder Pari am entariei, kann verlängern { Gelöscht: Beschlußfassung

dass .ihre oder seine Abstimmung im Protokoll festgehalten wird, Die Sitzungsleitung fragt zunächst nach der * ' ~ - { Gelöscht: in
Zustimmung für, dann nach der Ablehnung gegen den Antrag, abschließend nachEnthaltungen. Alserstes nach der "  J  ——**“
Ablehnung gegen den Antrag zu fragen, ist nur in der Gegenprobe zulässig. daß_________



(3) Namentliche Abstimmungen erfolgen auf Verlangen von sieben Parlamentariers, Die anwesenden Mitglieder haben v  ... . .  .-------------

S n ^ h l T  dUfCh f eSitZUngsleitUngmit 'Ja' oder 'Nein' 211 antworten oder zu e r k lä r e n ,^  sie sieh der p loscht! mnen
g e lb e rd e r^  gehe^en A to te S blUS ^  ™ Protoko11 festzuhalten. Die namentliche Abstimmung hat Vorrang...............' ........ { Gelöscht: daß

(4) Geheime Abstimmungen erfolgen in den in der Satzung dafür vorgesehenen Fällen oder auf Verlangen von sieben
Parlamentanenj,auf den von der .Sitzungsleitung zuvor ausgegebenen Abstimmungszetteln. Die Sitzungsleitung gibt an ^ ela« -h» .-------------

^  Ä°™ U rUngen abg£Stlmmt werden kann- Abweichungen davon gelten als ungültige Stimmabgaben.' ......  '--------
(5) Wird das Abstimmungsergebnis unmittelbar nach der Abstimmung von einem Mitglied des Parlaments

a» , <,„«4 .............

(6) Die Sitzungsleitung hat festzustellen, # s s  die./mstinunung der erforderlichen Mehrheit yprfiegt bzw; nicht vorliegt. ......(G elöscht: daß------------

§19 Mehrheiten und Wahlverfahren -̂---------- ' ------------

(1) Beschlüsse werden, soweit die Satzung oder die Geschäftsordnung nicht anderes bestimmen, mit der Mehrheit der
abgegebenen Stimmen ,ge||gst. Bei Stunmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimmenthaltungen werden als I n r in n .i r7 i --------
abgegebene Stimmen gezählt, ungültige Stimmen zählen bei der Berechnung der Mehrheit nicht m it................................ "  -  h g _____
(2) Bei emer Verhältniswahl werden Vorschlagslisten, jeweils mit einer Rangfolge, aufgestellt. Werden verschiedene
Listen eingereicht, so wird die Anzahl der Gewählten aus jeder Liste nach dem d’Hondtschen Verfahren (gef mit 
Losentscheid) festgestellt. V6S

§20 Anfechtung von Beschlüssen und Wahlergebnissen

(1) Jedes Mitglied des Parlaments kann die Gültigkeit von Beschlüssen anfechten.
(2) Die Anfechtung hat schriftlich mit genauer Angabe des vermuteten Regel- oder Formverstoßes und mit einem
klaren und vom Ältestenrat gemäß seinen satzungsgemäßen Aufgaben ausführbaren Auftrag an das Präsidium zu 
erfolgen. Das Präsidium beruft daraufhin unverzüglich den Ältestenrat ein und berichtet nach erfolgter Verhandlung der 
Anfechtung durch den Ältestenrat das Ergebnis. 8

§21 Wahl des Allgemeinen JSludenttn-Ausschusses - -''(  Geloscht: Studierenden

( ')  Das Pariatnent legt zunächst diejenigen Aufgabenbereiche des AStA fest, für die Referenten gewählt werden sollen. - ^Gelöscht- innen 
Einer dieser mindestens drei Bereichegjiusg der Bereich ’Finanzen' sein. Gehen verschiedene Vorschläge ein,'so werden"' ]—-
sie mit relativer Mehrheit gegeneinander abgestimmt. .............  ................ ' { Gelöscht: muß

(2) Für jeden der festgelegten Aufgabenbereiche können beliebig viele Kandidaten vorgeschlagen werden die --------
Mitglieder der Studiercndcngchaft sein müssen, Vor der Wahl stellen sich die Ka^idatgü, dem Parlanient vor und '  
erläutern ihre Vorstellung von ihrer AStA-Arbeit sowie gegebenenfalls ihre konkreten Vorhaben. Nach der Vorstellung : ; 1 Gelöscht: entinnen
findet eme Beratung über die Kandidaten statt. 6 (Gelöscht: innen
(3) Wenn die Beratung beendet ist, beginnt die Wahl'. Sie wird in geheimer Abstimmung in bis zu drei Wahlgängen..........' f^ lö sch tV in ^
durchgeführt. Gewählt ist, wer im ersten oder gegebenenfalls im zweiten Wahlgang die Stimmen der Mehrheit der ----------- :------
satzungsgemäßen Mitglieder erhält. Kommt in zwei Wahlgängen die erforderliche Mehrheit nicht zustande so ist im 
dritten Wahlgang gewählt, wer die Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhält.
(4) Der in den Absätzen (2) und (3) beschriebene Vorgang wird solange wiederholt, bis alle festeeiegten 
Aufgabenbereiche des AStA besetzt sind.
(5) Geben im dritten Wahlgang weniger als die Hälfte der satzungsgemäßen Mitglieder des Parlaments einen 
Stimmzettel ab, so ist dieser Wahlgang ungültig und wird erneut durchgeführt. Werden dann wieder zu wenig
Stimmzettel abgegeben, so ist der Wahlgang ungültig, die Wahl ̂  .abgebrochen werden und die Sitzung wird nach -  I Gelöscht: muß 

Feststellung der|jeschlussfähigkeit gegebenenfajls mit dem nächsten anstehenden Tagesordnungspunkt fortgeführt. Die }~ ;
Sitzungsleitung soll vor dem letzten Wahlgang auf diese Konsequenzen hinweisen.’D ^  wird auf { Gelöscht: Beschlußfähigkeit ]
der nächsten Sitzung wiederholt.

(6) Der AStA kann zusätzlich zu den durch das Parlament bestimmten Aufgabenbereichen der gewählten Referenteadie - 1 Gelöscht- im,e7  

Einrichtung weiterer Referate festlegen, die von dazu eingestellten Referenten besetzt werden. Insbesondere kann ^
autonome Referate emrichten, die nur von den Studierenden oder von den Organen, für die das autonome Referat.......... " ........ t Gelöscht: inn

zuständig ist, nach festzulegenden Regeln gewählt und dann vom AStA eingestellt werden. Über die Einrichtung
zusätzlicher Referate und über die Einstellung von Referentenjnug der AStA das Parlament informieren. ..... { Gelöscht: imT~

§22 Wahl der übrigen Ämter und Gremien (Gelöscht: muß"

(1) Die studentischen V ertretei, im Vorstand des Studenten Werks werden einzeln in offener Abstimmung mit einfacher - i Gelöscht-
Mehrheit gewählt. ............................................ ...................  ...................
(2) Der Ältestenrat und die Ausschüsse werden in einer Verhältniswahl gewählt.
(3) Die Mitglieder des Präsidiums werden einzeln in geheimer Abstimmung gewählt. Für die Wahl der (Vize-
)Präsidentin oder des (Vizepräsidenten ist in den ersten beiden Wahlgängen die Mehrheit der satzungsgemäßen 
Mitglieder notwendig, im dritten Wahlgang reicht die einfache Mehrheit. Die Schriftführer werden mit der einfachen - -
Mehrheit der Stimmen gewählt. ------------------------------------  L̂ ° loscn^..inneü,
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§23 Wahltermine und Amtszeiten

• der Allgemeine.Studenten-Ausschuss
• das Präsidium .........  ..........  ..............................
• der Rechnungsprüfungssausschus^
• der Akteneinsichtssausschuss,

(2) In der Sitzung vor dem 1. Januar jedes Jahres wird der Ältestenrat für ein Jahr gewählt.
| (3) Spätestens in der letzten Sitzung des Wintersemesters wird der .Wahlausschuss mit drei Vertreter^ besetzt. Die 

Amtszeiten beginnen jeweils mit dem auf die (Benennung] folgenden Sqmmersemester und betragen ein Jahr 
| (4) Die studentischen Vertreterin! Vorstand des Studentenwerks werden für zwei Jahre entsendet.

§24 Abwahlen

(1) Abwahlen müssen grundsätzlich in der Einladung zur Sitzung angekündigt werden.
(2) Es ist möglich, einzelne Mitglieder von Gremien oder gesamte Gremien abzuwählen. Der Ältestenrat oder einzelne 
seiner Mitglieder können nicht abgewählt werden. Auch kann das Präsidium nicht als ganzes abgewählt werden.
(3) Die Art der Abstimmung über die Abwahl eines Gremiums oder einer Person ist die gleiche wie bei der Wahl dieses 
Gremiums oder dieser Person.
(4) Zur Abwahl eines Gremiums oder einer Person ist immer die Mehrheit der satzungsmäßigen Mitglieder erforderlich.

Teil VI: Ausschüsse und studentische Vertretei;
§25 Ausschüsse

I 0 )  to^er konstituierenden Sitzung werden die folgenden Gremien bis zum Ende der Amtszeit des Smden^nparlaments
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(1) Die folgenden Ausschüsse werden vom Studentenparlament aus seiner Mitte eingesetzt:

• der Rechnungsprüfungsausschus^ bestehend aus mindestens drei Mitgliedern
• der AJcteneinsichtsausschu^ bestehend aus mindestens drei Mitgliedern

(2) Der Rechnungsprüfungsausschu^k™dieAufgabendesAkteneinsichtsausschussesübemehmen, falls dieser nicht 
existiert. Er hat in jedem Fall das Recht, die für die Rechnungsprüfung relevanten Akten einzusehen.
(3) Das Studentenparlament kann weitere Ausschüsse einsetzen. Die Mitgliederzahl ist bei dem Beschluss über die 
Einsetzung festzulegen. Die Mitglieder der Ausschüsse können sich im Einzelfan durch andere Parlamentarier;vertreten 
lassen.
(4) D er^ah lausschuss wird vom Studierendenparlament mit drei Studierenden besetzt. Diese dürfen für kein Amt in
einem Gremium der Studentenschaft in der nächsten Wahlperiode kandidieren. ............... ............
(5) Die Mitglieder eines Ausschusses bestimmen aus ihrer Mitte eine oder einen Vorsitzenden. Diese oder dieser ist für 
eine ordnungsgemäße Durchführung der Arbeit des Ausschusses und für die Berichterstattung verantwortlich.
(6) Der Rechnungsprüfüngsausschus^berichtet nach Abschlussi der Rechnungsprüfung über seine Ergebnisse und gibt 
dem Parlament eine Beschlu^sempfehlung über die Entlastung des AStAs. Seine Berichte s in d dem Parlament 
schriftlich vorzulegen. Wenn er es als notwendig erachtet, kann der Rechnungsprüfimgsausschus^einen oder mehrere 
Zwischenberichte vorlegen.

§26 Studentische Vertretei;im.Vorstand des Studentenwerks

Die studentischen VertretenderTU Darmstadt.im Vorstanddes Shidentenwerks sollen sich vor wichtigen 
Entscheidungen im Vorstand des Studentenwerks zu einzelnen Themen ein Votum vom Studierendenparlament 
einholen. Sie haben hierzu ein eigenes Antragsrecht.

Teil VII: Schlussbestimmungen
§27Bchlussbestimmungen

(1) Die Geschäftsordnung tritt am Tage nach ihrer ̂ Beschluss fassun g in Kraft. Alle bisherigen Geschäftsordnungen 
werden damit ungültig.
(2) Änderungen der Geschäftsordnung bedürfen der Mehrheit der satzungsgemäßen Mitglieder des Parlaments.
(3) Die Satzung der Studierendenschaft der Technischen Universität Darmstadt bleibt von der Geschäftsordnung 
unberührt
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